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VORBEMERKUNG

Im Zusammenhang mit vielen Verfahren und Fallgestaltungen mit kartellrechtlichem Bezug und anlässlich der geplanten 

Sektoruntersuchung des Bundeskartellamtes (Kartellamt) zur Erfassung von Haushaltsabfällen erreichen den bvse regelmäßig 

zahlreiche und komplexe Fragestellungen zum Thema Kartellrecht.

Mit Hilfe dieses Leitfadens, der nach bestem Wissen erstellt wurde, wollen wir Ihnen einen kurzen Überblick über die für 

Sie besonders relevanten Aufgabenbereiche und Tätigkeitsfelder des Kartellamtes in Bonn geben. Diese Vorgänge werden 

zunächst dargestellt und anschließend mögliche Verhaltensweisen unserer Mitgliedsunternehmen aufgezeigt.
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1) Aufgaben des Kartellamtes

Das Kartellamt ist eine unabhängige Wettbewerbsbehörde 

mit Sitz in Bonn, deren Aufgabe in erster Linie die Anwendung 

und Durchsetzung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen (GWB) und damit der Schutz des Wettbewerbs 

in Deutschland ist. Zu seinen Aufgaben gehören im Einzelnen:

· Die Fusionskontrolle (siehe Punkt 2),

· die Durchsetzung des Kartellverbots durch Abstellungs- 

 verfügungen bei Kartellrechtsverstößen (siehe Punkt 3),

· die Missbrauchsaufsicht über marktbeherrschende  

 beziehungsweise marktstarke Unternehmen und

· die Überprüfung der Vergabe öffentlicher Aufträge  

 des Bundes.

Zudem kann das Kartellamt seit 2005 sogenannte Sektor- 

untersuchungen (siehe Punkt 5) durchführen, um die Wett-

bewerbssituationen in einzelnen Branchen unabhängig von 

einem konkreten Einzelverfahren genauer zu untersuchen.

Mit den Sektoruntersuchungen werden die Strukturen und 

Wettbewerbsbedingungen in bestimmten Wirtschaftszwei-

gen untersucht und analysiert. Diese Marktstudien richten 

sich nicht gegen einzelne Unternehmen und gehen keinem 

konkreten Verdacht auf einen Kartellverstoß nach.

Die Aufgabenfelder des Kartellamtes beschreibt folgende 

Broschüre: „Das Bundeskartellamt in Bonn – Organisation, 

Aufgaben und Tätigkeit“

2) Fusionskontrolle beim Kartellamt

Ein anmeldepflichtiges Zusammenschlussvorhaben (Fusion) 

darf erst nach Freigabe durch das Kartellamt vollzogen werden. 

Im Rahmen der Fusionskontrolle prüft und bewertet das 

Kartellamt innerhalb einer bestimmten Frist die Auswirkun-

gen, die eine Fusion für den Wettbewerb voraussichtlich 

haben wird. Dafür untersucht es die Verhältnisse auf den 

verschiedenen, von einem Zusammenschluss betroffenen 

Märkten. Überwiegen die wettbewerblichen Nachteile, kann 

das Fusionsvorhaben untersagt oder nur unter Bedingungen 

freigegeben werden.

Nachteile sind beispielsweise dann anzunehmen, wenn sich 

Unternehmen derselben Marktstufe zusammenschließen und 

sich dadurch die Auswahlmöglichkeiten der Marktgegenseite 

verringern, also die der Lieferanten oder Abnehmer. So kann 

es dem zusammengeschlossenen Unternehmen künftig 

leichter fallen, Preiserhöhungen, Qualitätsverminderungen 

oder andere Verschlechterungen seines Angebots am Markt 

durchzusetzen.

Nicht bei jeder Fusion handelt es sich um ein anmeldepflichti-

ges Vorhaben nach § 39 GWB, das der Fusionskontrolle durch 

das Kartellamt unterliegt. Eine Anmeldepflicht besteht nur 

dann, wenn die Voraussetzungen nach den  

§ 35 GWB (Überschreitung bestimmter Umsatzschwellen) und 

§ 37 GWB (Zusammenschluss im Sinne des GWB) vorliegen.

Zu anmeldepflichtigen Vorhaben und Ausnahmeregeln  

nach dem GWB gibt es folgende Materialien  

des Bundeskartellamtes:

· Merkblatt zur deutschen Fusionskontrolle

· Merkblatt zum Anwendungsbereich der  

 EU-Fusionskontrolle

· Leitfaden zur Marktbeherrschung in der Fusionskontrolle

Wichtig:

Ein Fusionskontrollverfahren soll ausschließlich den 

gesamtwirtschaftlichen Belangen Rechnung tragen, da es 

den funktionierenden Wettbewerb schützen soll. Es verleiht 

deshalb den Wettbewerbern keine subjektiven Rechte. Dritte 

haben daher per se keinen Anspruch auf die Untersagung 

eines bestimmten Vorhabens.

Reaktionsmöglichkeiten der Unternehmen -  

Beantragung der Beiladung zu dem Verfahren 

Erhält ein Unternehmen durch Auskunftsverlangen oder in 

sonstiger Weise Kenntnis von einem Zusammenschlussvor-

haben, so kann es beim Kartellamt eine Beiladung zu diesem 

Verfahren beantragen (§ 54 Abs. 2 Nr. 3 GWB).

Voraussetzung für die Beiladung ist, dass die Interessen des 

Antragstellers durch die bevorstehende Entscheidung erheb-

lich, d.h. spürbar, berührt werden. Wenn Wettbewerber die 

Beiladung beantragen, wird dies in der Regel bejaht.

Die Entscheidung über einen solchen Antrag trifft das Kartell-

amt. Wird ihm stattgegeben, hat der Beigeladene dieselben 

Verfahrensrechte – Recht auf Akteneinsicht, den Anspruch 

auf rechtliches Gehör und die erleichterte Einlegung einer 

Beschwerde gegen die Entscheidung des Kartellamtes –  

wie die am Zusammenschluss beteiligten Unternehmen.

Wird die Beiladung abgelehnt, kann gegen diese Entschei-

dung mit einer Beschwerde vor dem Oberlandesgericht 

(OLG) Düsseldorf vorgegangen werden. 

http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Broschueren/Informationsbrosch%C3%BCre%20-%20Das%20Bundeskartellamt%20in%20Bonn.pdf?__blob=publicationFile&v=10
http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Broschueren/Informationsbrosch%C3%BCre%20-%20Das%20Bundeskartellamt%20in%20Bonn.pdf?__blob=publicationFile&v=10
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__39.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__35.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__37.html
http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Merkbl%C3%A4tter/Merkblatt%20-%20Deutsche%20Fusionskontrolle.pdf;jsessionid=9A639C7B366856CC129CF5F6AF91D60B.1_cid362?__blob=publicationFile&v=3%20
http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Merkbl%C3%A4tter/Merkblatt%20-%20Europ%C3%A4ische%20Fusionskontrolle.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Merkbl%C3%A4tter/Merkblatt%20-%20Europ%C3%A4ische%20Fusionskontrolle.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Leitfaden/Leitfaden%20-%20Marktbeherrschung%20in%20der%20Fusionskontrolle.pdf?__blob=publicationFile&v=12%20Merkblatt%20Marktbeherrschung
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__54.html
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Ablehnung des Beiladungsantrags-Verfahren  

vor dem Beschwerdegericht OLG Düsseldorf 

Wird der Antrag auf Beiladung abgelehnt, so hat der Betroffe-

ne die Möglichkeit, dagegen im Wege der Rechtsbeschwer-

de vor dem OLG Düsseldorf vorzugehen (§ 63 Abs. 2 GWB) 

und eine Verpflichtung zur Neuentscheidung zu beantragen.

Ist ein Beiladungsantrag vom Kartellamt aus Gründen der 

Verfahrensökonomie trotz Vorliegen eigener Betroffenheit  

(z. B. der Wettbewerber) abgelehnt und das Fusionsvorhaben 

außerdem freigegeben worden, so kann der Betroffene eine 

sogenannte Drittbeschwerde einlegen.

Diese Drittbeschwerde hat nur Aussicht auf Erfolg, wenn der 

Betroffene geltend machen kann, dass ihn die getroffene 

Entscheidung sowohl unmittelbar als auch individuell betrifft. 

Ausnahmsweise kann – trotz Vorliegens der genannten Vor-

aussetzungen – eine Beiladung abgelehnt werden, wenn eine 

Sachaufklärung durch andere bereits beigeladene Unterneh-

men mit gleichgerichteten Interessen gewährleistet wird.

3) Eingreifen des Kartellamtes bei Kartellrechts-
verstößen durch eine Abstellungsverfügung

Stellt das Kartellamt fest, dass ein Unternehmen gegen 

kartellrechtliche Bestimmungen verstoßen hat (beispielsweise 

Preisabsprachen, § 1, § 19f. GWB), so kann es die Unterneh-

men letztendlich durch Erlass einer Abstellungsverfügung 

(§ 32 GWB) verpflichten, die Zuwiderhandlungen abzustellen. 

Außerdem kann das Kartellamt ein Bußgeld verhängen.

Unternehmen, die gegen kartellrechtliche Bestimmungen 

verstoßen, können dem Kartellamt angezeigt werden. Das 

Kartellamt kann jedoch von Dritter Seite nicht zum Eingreifen 

gezwungen werden. Denn es steht im alleinigen Ermessen 

des Kartellamtes, ob es in einem Einzelfall durch den Erlass 

einer Abstellungsverfügung tätig wird.

In der Entsorgungswirtschaft sind in der Vergangenheit  

nur wenige Abstellungsverfügungen erlassen worden.  

Nach Angaben des Kartellamtes liegt dies daran, dass die 

Unternehmen das beanstandete Verhalten in der Regel  

frühzeitig aufgaben, so dass keine Verfügung ergehen 

musste. Eine Übersicht über diese Verfahren finden Sie  

auf der Seite des Kartellamtes unter 

„Mißbrauchsaufsicht -> Entscheidungsdatenbank“.

4) Mittelstandskartelle -  Kooperationsmöglich-
keiten für kleinere und mittlere Unternehmen

Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern, die die Rationali-

sierung wirtschaftlicher Vorgänge durch zwischenbetriebliche 

Zusammenarbeit zum Gegenstand haben, sind vom Verbot der 

wettbewerbsbeschränken Vereinbarungen unter bestimmten 

Voraussetzungen freigestellt.  

Dies ist der Fall, wenn

· durch die zwischenbetriebliche Zusammenarbeit keine  

 wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs  

 auf dem Markt vorliegt und

· die Vereinbarung dazu dient, die Wettbewerbsfähigkeit  

 kleiner und mittlerer Unternehmen zu verbessern (§ 3 GWB).

Diese Grundsätze sind aber nur bei rein lokalen oder regio-

nalen Sachverhalten anwendbar, die keine Auswirkungen auf 

zwischenstaatlichen Handel in der EU haben. Außerdem muss 

die Vereinbarung das Wettbewerbsverhältnis betreffen. Inhalt 

der Vereinbarungen ist die Verbesserung des Verhältnisses 

von Aufwand und Ertrag. Die Vereinbarungen dürfen dagegen 

keine Preisabsprachen, Gebietsaufteilungen oder isolierte 

Quotenabsprachen enthalten. Vor dem Abschluss einer Verein-

barung sollte eine eingehende Prüfung durch einen Rechts-

berater erfolgen. Außerdem ist auch eine informelle Anfrage 

beim Kartellamt möglich.

Zulässig sind solche Vereinbarungen nur für kleine und 

mittelständische Unternehmen. Es gibt für diese aber keine 

absoluten Größenkriterien, da stets das relative Verhältnis 

der aktuellen Marktteilnehmer zueinander zu betrachten ist. 

Eine Beurteilung erfolgt dabei stets anhand des jeweiligen 

Marktes und der Besonderheiten der Branche. Kriterien für 

eine Bestimmung sind der Umsatz – auch in Bezug auf die 

verbundenen Unternehmen, die Höhe des Eigenkapitals und 

die Zahl der Beschäftigten. Die Kooperationspartner müssen 

einem oder mehreren konkurrierenden Großunternehmen 

deutlich unterlegen sein.

Zu dem Thema gibt es folgende Information des Kartellamtes: 

Merkblatt - Kooperationsmöglichkeiten zu KMUs

http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__63.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__1.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__19.html
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__32.html
http://www.bundeskartellamt.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Entscheidungssuche_Formular.html?nn=3590106&cl2Categories_Format=Entscheidungen&cl2Categories_Arbeitsbereich=Missbrauchsaufsicht&docId=3590026
http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__3.html
http://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Merkbl%C3%A4tter/Merkblatt%20-%20Kooperationsm%C3%B6glichkeiten%20f%C3%BCr%20KMUs.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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5) Die geplante Sektoruntersuchung  
des Kartellamtes

Derzeit führt das Kartellamt eine Sektoruntersuchung  

bezüglich der Erfassung von Haushaltsabfällen durch,  

die die Wettbewerbsverhältnisse auf den Märkten abbilden 

soll.

Das Kartellamt kann einen bestimmten Wirtschaftszweig 

untersuchen, wenn besondere Umstände vermuten lassen, 

dass der Wettbewerb im Inland möglicherweise einge-

schränkt oder verfälscht ist (sog. Sektoruntersuchung,  

§ 32e GWB). Es handelt sich dabei um eine Branchen-

untersuchung, nicht um ein Verfahren gegen bestimmte 

Unternehmen. Verfahren im Nachgang zu einer Sektorun-

tersuchung sind möglich, wenn sich ein Anfangsverdacht 

für einen Verstoß gegen Wettbewerbsvorschriften ergeben 

sollte. Im Jahre 2012 gab es bereits die Sektoruntersuchung 

„Duale Systeme“. Diese finden Sie auf der Seite des Kartell- 

amtes unter „Wirtschaftsbereiche -> Sektoruntersuchungen“.

Die nun begonnene Sektoruntersuchung im Bereich der 

Erfassung von Haushaltsabfällen soll insgesamt etwa 

zwei Jahre (bis Ende 2017) dauern. Zunächst soll eine 

Auswertung von Ausschreibungsergebnissen der Dualen 

Systeme und Auswertung der Funktionsweise und -fähigkeit 

der Dualen Systeme durch Befragung der Systembe-

treiber stattfinden. Daran soll sich eine Auswertung von 

Ausschreibungsergebnissen der örE und Auswertung der 

Funktionsweise und -fähigkeit der öffentlich-rechtlichen 

Erfassung von Haushaltsabfällen anschließen und dann 

die Entsorgungsunternehmen als Anbieter der Leistungen 

befragt werden.

Anlass der Sektoruntersuchung ist, unter anderem, dass 

im Zuge der Fusionskontrollvorhaben dem Kartellamt 

häufig nicht ausreichend Zeit bleibt, um die Situationen des 

Wettbewerbs genügend zu würdigen. Dem Kartellamt ist 

aber aufgefallen, dass es bei den Ausschreibungen immer 

weniger Bewerber gibt. Deshalb stellt sich die Frage, ob die 

Ausschreibungsverträge der Dualen Systeme den Wettbe-

werb fördern oder ob diese geändert werden sollten. Im 

Rahmen der Sektoruntersuchung will man auch die Wech-

selwirkungen zwischen sachlichen Märkten wie Haushalts-

abfall, Gewerbeabfall und die Entsorgungskette „Umschlag 

– Sortierung – Verwertung“ betrachten. Das Kartellamt 

wird voraussichtlich auch die Beurteilungskriterien für die 

Marktabgrenzung verändern und eine deutschlandweite 

Beurteilung bei bestimmten Märkten vornehmen.

Bei Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung  

Telefon: (0228) 988 49 26

Katharina Walter  

Rechtsreferentin

http://www.gesetze-im-internet.de/gwb/__32e.html
http://www.bundeskartellamt.de/DE/Wirtschaftsbereiche/Sektoruntersuchungen/sektoruntersuchungen_node.html#doc4202374bodyText3

